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(3) Mehr- oder Minderleistungen sind nur im Rahmen der 
in Rechtsvorschriften festgelegten oder vertraglich verein­
barten Toleranzen und beim Direktbezug entsprechend den 
vereinbarten oder branchenüblichen Verpackungseinheiten 
zulässig.

§33
Technische Änderungen spezieller Erzeugnisse

(11 Technische Änderungen spezieller Erzeugnisse, insbe­
sondere zur Nutzung des wissenschaftlich-technischen Fort­
schritts oder von Ergebnissen der Neuerertätigkeit, bedürfen 
in jedem Falle der vorherigen schriftlichen Zustimmung des 
Bestellers. Der technische Änderungsdienst ist entsprechend 
den vom Besteller festgelegten Regelungen vorzubereiten und 
durchzuführen. Die Zustimmung des Bestellers zu Anträgen 
auf technische Änderungen entbindet den Lieferer nicht von 
der Verantwortung für die Qualität des Erzeugnisses und die 
technische Durchführbarkeit der Änderung.

(21 Der Lieferer ist verpflichtet, Forderungen des Bestel­
lers auf technische Änderungen, zu prüfen, wissenschaftlich- 
technisch und ökonomisch zu begutachten und den Besteller 
über die Realisierbarkeit zu informieren. Das gleiche gilt für 
Erzeugnisse, die in Lizenz gefertigt werden, im Falle der 
Vornahme technischer Änderungen durch den Lizenzgeber.

(31 Die Absätze 1 und 2 finden bei Kooperationsleistungen 
für spezielle Erzeugnisse entsprechende Anwendung.

§34
Qualität

(11 Die Hersteller spezieller Erzeugnisse und von Erzeug­
nissen, für die ein Besteller Hauptabnehmer ist, haben zur 
Sicherung der vorgeschriebenen oder vertraglich vereinbarten 
Qualität ein einheitliches und durchgängiges Qualitätssiche­
rungssystem in allen Phasen der Produktion aufzubauen und 
durchzusetzen.

(21 Die vom Besteller bestätigten technischen Lieferbedin­
gungen (TLB1 und die anderen Güte-- und Prüfbestimmungen 
des Bestellers sind auch ohne ausdrückliche Vereinbarung 
Vertragsinhalt. Sie sind dem Lieferer und von diesem, soweit 
erforderlich, dem Kooperationspartner bekanntzugeben und 
sollen im Liefervertrag benannt werden.

(31 Soweit es auf Grund zwingender Erfordernisse der Lan­
desverteidigung zur Sicherung der Einheitlichkeit militäri­
scher Ausrüstung oder der Austauschbarkeit ihrer Baugrup­
pen und Teile notwendig ist, können von Rechtsvorschriften 
abweichende Festlegungen über die Qualität, die technische 
Sicherheit oder über die Verwendung bestimmter Rohstoffe 
und Materialien in den Güte- und Prüfbestimmungen der 
Besteller oder im Liefervertrag getroffen werden. In diesen 
Fällen hat der Lieferer unverzüglich beim zuständigen Staats­
organ oder wirtschaftsleitenden Organ die erforderliche Aus­
nahmegenehmigung bzw. Sonderregelung zu beantragen.

(41 Die Lieferung von Erzeugnissen minderer Qualität ist 
nur zulässig, soweit es mit dem Besteller ausdrücklich ver­
traglich vereinbart wurde.

(51 Die Absätze 1 bis 4 gelten für Kooperationsleistungen 
entsprechend, die Absätze 3 und 4 jedoch nur insoweit, als 
der Lieferer in anderer Weise seiner Pflicht zur qualitäts­
gerechten Vertragserfüllung gegenüber dem Besteller nicht 
nachkommen kann.

§35
Qualitätsfeststellung

(11 Die Besteller sind berechtigt, für alle Lieferungen Qua­
litätsfeststellungen durch Militärabnehmer vorzunehmen. Im 
Ergebnis der Qualitätsfeststellung entscheidet der • Militärab­
nehmer über die Versandfreigabe. Die Qualitätsfeststellung 
hat die Rechtswirkungen einer gemeinsamen Qualitätsprü­
fung oder einer Abnahme nur, soweit es in Rechtsvorschrif­
ten ausdrücklich festgelegt oder im Liefervertrag vereinbart 
ist.

(21 Der Lieferer hat, soweit nichts anderes vereinbart ist, 
spätestens 2 V/ochen vor dem Termin der Bereitstellung der 
Lieferung die schriftliche Bereitschaftserklärung zur Quali­

tätsfeststellung an die im Liefervertrag genannte Stelle mit­
zuteilen.

(3) Der Besteller ist verpflichtet, innerhalb von 2 Wochen, 
bei Lebensmitteln innerhalb von 3 Werktagen nach der vom 
Lieferer erfolgten ordnungsgemäßen Bereitstellung der Liefe­
rung die Qualitätsfeststellung durchzuführen bzw. dem Lie­
ferer Versandfreigabe ohne Qualitätsfeststellung zu erteilen. 
Bei nicht fristgerechter Abgabe der Bereitschaftserklärung 
oder bei Nichteinhaltung des Bereitstellungstermins beträgt 
die Frist zur Durchführung der Qualitätsfeststellung 4 Wo­
chen, bei einem Militärabnehmer, der beim Lieferer statio­
niert ist, 10 Werktage und bei Lebensmitteln 6 Werktage.

(4) Der Besteller kann im Liefervertrag oder durch schrift­
liche Mitteilung an den Lieferer die Versandfreigabe ohne 
Qualitätsfeststellung erteilen. Eine derartige Vereinbarung 
oder Erklärung kann vom Besteller widerrufen werden, wenn 
Qualitätsbeanstandungen vorangegangener Lieferungen oder 
die Ergebnisse, von Kontrollen die Durchführung der Quali­
tätsfeststellung erfordern.
1 (5) Wird aus Gründen, die vom Lieferer gesetzt wurden, die 
Durchführung der angezeigten Qualitätsfeststellung nicht 
möglich oder deren Wiederholung erforderlich, hat er dem 
Besteller für jeden mit der Durchführung der Qualitätsfest­
stellung beauftragten Mitarbeiter Aufwendungsersatz in Höhe 
von 300 M für jede nicht durchgeführte oder nicht erfolgreich 
abgeschlossene Qualitätsfeststellung zu zahlen. Darüber hin­
ausgehende Schadenersatzansprüche bleiben davon unbe­
rührt.

Garantie
§36

(1) Für Erzeugnisse, die an Besteller geliefert werden, gilt, 
soweit in anderen Rechtsvorschriften oder in Anweisungen 
des Amtes für Standardisierung, Meßwesen und Warenprü­
fung oder anderer hierzu ermächtigter Staatsorgane keine 
längeren Fristen vorgeschrieben sind, eine Garantiezeit von 
12 Monaten. Für bestimmte Arten von Erzeugnissen kann 
anstelle dieser Garantiezeit die Betriebsdauer oder die An­
zahl der Einsatzmöglichkeiten vereinbart werden.

(2) Werden Erzeugnisse konserviert bzw. ordnungsgemäß 
eingelagert und gewartet,' ist auf Forderung des Bestellers 
eine längere Garantiezeit als im Abs. 1 geregelt, höchstens 
jedoch bis zu 2 Jahren, zu vereinbaren.

(3J Auf Verlangen des Bestellers ist eine längere als die in 
den Absätzen 1 und 2 festgelegte Garantiezeit zu verein­
baren, wenn die längere Gebrauchsfähigkeit für den Bestel­
ler notwendig und unter Berücksichtigung des Standes von 
Wissenschaft und Technik möglich ist. Die über die Absätze 1 
und 2 hinausgehende Zeit gilt als verlängerte Garantie.

(4) Im Liefervertrag kann anstelle der im Abs. 1 festgeleg­
ten Garantiezeit eine kürzere Frist vereinbart werden, die 
jedoch 6 Monate nicht unterschreiten darf, wenn der Lieferer 
nachweist, daß entsprechend dem Entwicklungsstand von 
Wissenschaft und Technik die volle Gebrauchsfähigkeit des 
Erzeugnisses nicht für einen längeren Zeitraum garantiert 
werden kann.

(5) Für Erzeugnisse oder Teile von Erzeugnissen, die zur 
alsbaldigen Verwendung bestimmt sind oder beim bestim­
mungsgemäßen Gebrauch einem erhöhten Verschleiß unter­
liegen, hat der Lieferer die GebrauchsfähigkeR für den Zeit­
raum zuzusichern, der bei Erzeugnissen oder Teilen von Er­
zeugnissen der betreffenden Art bei einwandfreier Qualität 
vorausgesetzt werden muß.

(6) Der Lieferer hat mit jedem Erzeugnis bzw. jeder Ver­
packungseinheit eine Garantieurkunde mit 'Angabe der Ver­
tragswerkstätten zu übergeben, sofern die Behebung von 
Mängeln während der Garantiezeit durch eine Vertragswerk­
statt zu erfolgen hat. Das gleiche gilt für funktionell selbstän­
dige Teile des Finalproduktes. Die Garantieurkunden sind 
vom Lieferer mit dem Datum des Auslieferungstages und 
vom Nutzer mit dem Datum des Nutzungsbeginns zu ver­
sehen.

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten für Kooperationsleistungen 
entsprechend.


